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Vorwort. 



I)ie nachfolgenden Zeilen enthalten in wenig veränderter 
und erweiterter Form einen Vortrag, den ich am 11. De- 
zember 1901 in der juristischen Abteilung der Berliner Finken- 
schaft gehalten habe. Der Beifall, den ich dort fand, hat 
mich zu seiner Veröfifentlichung bestimmt. 

Vermag mein Schriftchen für das so wichtige Problem 
der Todesstrafe wiederum ein gröfseres Interesse zu erwecken, 
so ist sein Zweck erfüllt. 

Bezüglich der angeführten Werke weise ich darauf hin, 
dafs unter „v. Holtzendorff" ohne weiteren Zusatz die Ab- 
handlung dieses Autors über „das Verbrechen des Mordes 
und die Todesstrafe" — Berlin M875 — zu verstehen ist, 
während mit „Holtzendorffs Handbuch'' die bekannte aus- 
führliche Darstellung des Strafrechts gemeint wird. Die 
übrigen Litter aturan gaben dürften ohne weiteres verständlich 
sein. — Der Aufsatz von Grofs über „Todesstrafe und 
Anarchisten" (Archiv für Kriminal- Anthropologie und Kri- 
minalistik VII, Heft 3/4) ist mir erst während der Druck- 
legung bekannt geworden. Eine Auseinandersetzung mit den 
dort gewonnenen Ergebnissen erschien daher nicht mehr 
thunlich. 

Hannover, im März 1902. 

Katzenstein. 
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A. Allgemeiner Teil. 



L 

Die nachfolgenden Ausführungen setzen sich nicht zum 
Ziel, das Problem der Todesstrafe ex profundo zu behandeln; 
eine derartige Untersuchung würde sich angesichts der über- 
reichen einschlägigen Litteratur doch nur darstellen als ein 
„Eulen-nach-Athen-tragen" und den Umstand unberücksichtigt 
lassen, dafs jenes Problem aus seiner einst dominierenden 
Stellung') durch anderweitige kriminal -politische Zeit- und 
Streitfragen erheblich in den Hintergrund gedräncrt ist. — 
Zweck dieses Aufsatzes ist nur, weitere Anregungen bezüglich 
dieser und jener aus dem Hauptproblem entspringenden 
Nebenfrage zu geben und namentlich auch die Tüchtigkeit der 
Todesstrafe gegenüber gewissen verbrecherischen Tendenzen 
zu erörtern, welche gerade für die Gegenwart charakteristisch 
sind. Die letztere Untersuchung dürfte um so mehr am Platze 
sein, als die Litteratur über die Todesstrafe mit wenigen 
Ausnahmen um ein Vierteljahrhundert und noch mehr hinter 
unserer Zeit zurückliegt, und ferner auch um dessentwillen, 
weil gegenwärtig die Revision des R.St.G.B.s wieder in greif- 
bare Nähe gerückt ist 2). 



^) Es sei statt anderm nur daran erinnert, dafs die Frage nach Bei- 
behaltung oder Abschaffung der Todesstrafe das Zustandekommen des 
R.St.G.B.s ernstlich gefährden konnte. 

«) Vgl. die Notizen in der Deutsch. Jur.-Ztg. V 18 und VII 21 (Tages- 
ordnung des diesjährigen Juristentages); ebenso im Recht VI 11. 
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II. 



Man kann häufig der Behauptuno- begegnen, dafs eine 
fruchtbringende und namentlich auch kriminal-politisch förder- 
liche Behandlung unseres Problems nur im Rahmen einer das 
gesamte Strafensystem umfassenden Untersuchung möglich 
sei. Diese Behauptung mutet freilich seltsam an gegenüber 
der kaum absehbaren Flut von Monographien über die Todes- 
strafe; sie erscheint auch als unrichtig, da die Todesstrafe als 
Vernichtung der Persönlichkeit des Verbrechers in der Reihe 
der Strafmittel stets eine ganz abnorme Stellung einzunehmen 
hat und dementsprechend auch — wie weiter unten des 
nähern darzulegen ist — wenn überhaupt, so nur als absolut 
angedrohte Strafe für einige wenige Delikte erscheinen darf, 
welche der Gesetzgeber damit als absolut schwerste Ver- 
letzungen der jeweiligen Staats- und Gesellschaftsordnung 
brandmarken will. — Freilich ist im wesentlichen erst die 
fortgeschrittene Rechtsentwicklung des 19. Jahrhunderts dieser 
Funktion der Todesstrafe einigermafsen gerecht geworden, und 
gerade im geltenden R.StG.B. hat dieselbe ihren klassischen 
Zeugen gefunden^). Nur fragt es sich, ob nicht den Gesetzen 
der historischen Entvficklung zufolge heute schon die Zeit 
gekommen ist, um in einem neuen Strafgesetzbuche jene Aus- 
nahmestrafe restlos zu beseitigen. Und damit sind wir in den 
Mittelpunkt der Kontroverse angelangt. 

III. 

Seit beinahe anderthalb Jahrhunderten (Beccaria, dei 
delitti e delle pene, 1764) tobt der Streit um die Todesstrafe. 
Anfänglich führte der auf beiden Seiten herrschende Kampfes- 
eifer zur Bildung zweier wissenschaftlicher Heerlager, die 



3) Eine Ausnahme bildet der freilich nicht blofs nach dieser Hin- 
sicht yerfehlte § 4 E.G.R.StGJB., insofern er richtiger Ansicht nach (vgl. 
v.Liszt, Lehrbuch 10. Aufl., 237, Note 4; Frank, R.St.G.B. 2. Aufl., §4 
E.G.R.St.G.B. Note 3) die Todesstrafe stets nur alternativ mit Freiheits- 
strafe androht. 
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sich schroff und unversöhnlich, wie einst VYelfen und Staufen, 
einander gegenüber traten. Auf der einen Seite wurde oft 
mit tiefgründigen Deduktionen aus juristischen, philosophi- 
schen, sozialen und selbst sogar ökonomischen Gesichtspunkten 
die unbedingte Verwerflichkeit und Ungerechtigkeit der Todes- 
strafe gefolgert, während die Gegner mit Aufwand keines ge- 
ringeren Scharfsinnes unter Berufung auf göttliches und 
menschliches Recht den ewigen und unwandelbaren Fort- 
bestand der Todesstrafe gleich einem Glaubenssatze postulier- 
ten. Lange und herbe Arbeit hat es gekostet, bis man auf 
beiden Seiten, namentlich auch bei den Gegnern der Todes- 
strafe, erkannt hat, dafs diese gleich jeder andern Strafart als 
Schöpfung des menschlichen Rechtes auch niemals ein abso- 
lutes Unrecht darstellen könne, dafs sie aber auf der andern 
Seite, wenn und insoweit sie nur von dieser Welt sein sollte, 
auch nur eine nach Zeit und Volk wechselnde, also relative 
Berechtigung für sich in Anspruch nehmen düi-fe*). Demnach 
ergeben sich für uns folgende Fragen: 

1. Welche Bedenken sprechen gegen die Todesstrafe? — 
und: 

2. Sind sie so überwiegend, und ist weiterhin der poli- 
tische, soziale und sittliche Zustand im deutschen Vaterlande 
ein derartiger, ist namentlich auch das Laster im allgemeinen 
wenigstens so weit gebändigt, dafs wir des Richtschwerts ent- 
raten können? — 

IV. 
Zunächst bedarf es kaum der Erwähnung, dafs man 
nicht — wie dies vielfach geschehen ist — die Todesstrafe 
wegen ihrer oben dargestellten Ausnahmenatur a limine zurück- 
weisen kann; ein solches Verfahren wäre nichts anderes als 
eine petitio principii, da ja gerade das streitig ist, ob wir 
eine solche Ausnahmestrafe benötigen oder nicht. — Wohl 



*) Vgl. Schütze, Strafrecht 2. Aufl., 66; Hälschner, Deutsches 
Strafrecht T, 590 f.; Janka, Österreich. Strafrecht 3. Aufl. —Wien 1894 — 
S. 163; u. a. m. 
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aber ist es eine in jenem exceptionellen Charakter der Todes- 
strafe begründete Erscheinung, welche zu allen Zeiten nament- 
lich in Laienkreisen Abneigung, ja sogar Abscheu vor jener 
Strafart hervorgerufen hat; ich meine das Schreckgespenst 
der Irreparabilität eines vollstreckten Todesurteils. Und in 
der That gerade hier erscheint die Gefahr eines Justizmordes 
unserer Einbidungskraft als besonders furchtbar. Doch 
glaube ich — so paradox eine solche Ansicht zunächst klingen 
mag — , dafs in Wirklichkeit diese Gefahr durch eine Ver- 
urteilung zu lebenslänglichem oder auch nur zu langjährigem 
Zuchthaus nicht gemildert wird. Allerdings ist die gegen- 
teilige Auffassung communis opinio; so meint v. Holtzen- 
dorff a. 0. 299 f:») 

„Die Verzweiflung eines Menschen, der unschuldig auf 
das Schafott geschleppt wird, ist an sich dem Grade nach un- 
endlich verschieden von den Leiden derjenigen, die ungerecht 
eine Zuchthausstrafe erleiden. Diesen letzteren bleibt immer 
noch das mächtige Trostmittel der Hoffnung, dafs sie im 
Stande sein werden, ihre Unschuld nachträglich zu beweisen. 
Ist es etwa keine Genugthuung, wenn einem unschuldig Ver- 
urteilten, der die Strafanstalt verläfst, gleichsam alle edel 
denkenden Richter, ja das ganze Volk im Stillen Abbitte 
leisten?" — 

So bestechend auch diese Sätze erscheinen, dennoch kann 
man ihnen leicht folgendes entgegenhalten: Die Qual des 
unschuldig zum Tode Verurteilten endigt mit dem Streiche, 
der sein Haupt vom Rumpfe trennt; für denjenigen aber, der 
durch ein objektiv ungerechtes Urteil zeitlebens ins Zucht- 
haus gesandt wird, erneuert sich in dem endlosen Laufe der 
Tage und Stunden fort und fort die nagende Pein des er- 
littenen Unrechts; und über diese ewig wiederkehrende Marter 
vermag auch die Aussicht auf die immerhin mögliche Reha- 
bilitation nicht hinwegzutäuschen. — Und es werden zudem 



^) Vgl. daneben auch Wahlberg in Holtzendorffs Handbuch 2, 468 f.; 
Bern er, 18. Aufl., S. 195. 
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die Darlegungen v. Holtzendorffs durch die von ihm selbst 
(vgl. a. O. 302) berührte Thatsache widerlegt, dafs schon 
wiederholt unschuldig Inhaftierte wahrheitswidrig die Be- 
gehung todeswürdiger Delikte zugaben oder gar selbst Hand 
an sich legten, nur um den Qualen einer langem Freiheits- 
entziehung zu entgehen. — Aber sehen wir von dieser mehr 
exklamativen Argumentation auch ganzlich ab, so können wir 
das hier erörterte Bedenken schon aus dem Grunde nicht 
sehr hoch anschlagen, weil zugestandenermafsen irrige Todes- 
urteile wenigstens in der deutschen Praxis zu den gröCsten 
Seltenheiten gehören dürften. Und auch diese Ausnahme&lle 
liefsen sich — so weit solches überhaupt menschenmöglich 
ist — dadurch vermeiden, dafs man den Prozefs in Kapital- 
sacheu mit ganz besonderen Garantien umgiebt. Dazu aber 
würde meiner unmafsgeblichen Überzeugung nach neben dem 
nicht bedenkenfreien Institut der unbedingten Parteienöffent- 
lichkeit (mit Verteidigerzwang von der ersten verantwortlichen 
Vernehmung an) in vorderster Reihe die Beseitigung der Ge- 
schworenen und ihre Ersetzung durch veretarkte oder be- 
sonders ausgewählte Richterkollegien gehören*). 

V. 

Doch wenn wir vorläufig die Möglichkeit des Justizmordes 
aufser Betracht lassen, so behaupten die Gegner der Todes- 
strafe, dafs sie auch im übrigen den Erfordernissen eines 
brauchbaren Strafmittels nicht genüge. Ihr Fortbestand wirke 
auf das VolksbewuCstsein entsittlichend, während durch ihre 
Aufhebung der sittliche Zustand der Nation gehoben würde. 
Theoretisch klingt dieser Einwand sehr schön, aber — verba 



«) Hier können die §§ 136 Z. 1, 138 G.V.G. als entsprechendes Vor- 
bild dienen* — Ich brauche dabei wohl kaum darauf hinzuweisen, dafe 
ich mit diesem Citat nicht etwa die Übertragung sämtlicher Eapital- 
sachen an das Reichsgericht befürworten will. — Eine Reihe weiterer 
Garantie mafsregeln führt v. Holtzendorff 301 f an, aber nur, um sie 
302 ff. als ziemlich wirkungslos oder gar als verfehlt darzustellen. Ihrer 
Erwähnung bedarf es daher nicht. 
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docent, exempla trahunt; und da wird wohl auch nicht der 
eifrigste Gegner der Todesstrafe den Satz aufzustellen wagen, 
dafs die Beseitigung der Todesstrafe etwa auf die Sittlichkeit 
des rumänischen Volkes einen bessernden Einflufs ausgeübt 
habe, oder dafs etwa die Camorristen und Maffioten in Unter- 
Italien und Sizilien seit Aufhebung der Todesstrafe durch das 
italienische StG.B. von 1889 milder und tugendsamer ge- 
worden wären. — Ich meine, man kann das eben erwähnte 
Argument ohne Schaden auf sich beruhen lassen; wichtiger 
ist der Vorwurf, dafs die Todesstrafe in ihrer absoluten An- 
drohung jegliche Berücksichtigung der Schuldhöhe des kon- 
kreten Falles unmöglich mache — sogenannte Unteilbarkeit 
der Todesstrafe^) — . Den Meuchelmörder — so wird aus- 
geführt — , der aus schnödem Eigennutz hinterlistig Hand an 
seinen Nebenraenschen legt, trifft die gleiche Todesstrafe, wie 
den unglücklichen Vater, der nach langem Ringen, nach oft 
erwogenem, oft wieder aufgegebenem, aber schliefslich doch 
durchgeführtem Plane seine Kinder tötet, um sie vor den 
Qualen des bevorstehenden Hungertodes zu bewahren. — Bei 
oberflächlicher Betrachtung erscheint allerdings der in jener 
Antithese liegende Vorwurf als begründet; bei näherem Zu- 
sehen wird man aber zu einem ganz andern Ergebnisse ge- 
langen. Zunächst richtet sich — was ja kaum erwähnt zu 
werden braucht — der hier angeführte Einwand nicht gegen 
die Todesstrafe als solche, sondern nur gegen die absolute 
Androhung derselben, gegen den Ausschlufs mildernder Um- 
stände. Sodann aber ist es meines Erachtens ganz schief und 
eine Verkennung der Absichten des- Gesetzgebers, von den 
schwersten Fällen todeswürdiger Delikte auszugehen und nun 
darüber Beschwerde zu führen, dafs das gleiche Delikt auch 
in seiner denkbar leichtesten Erscheinungsform mit derselben 
Strafe belegt würde. Man mufs vielmehr unterstellen, dafs 
der Gesetzgeber sich gesagt hat: „Wer immer vorsätzlich und 



') Vgl. Wahlberg in Holtzendorffs Handbuch 2, 468; v. Holtzen- 
dorff 252; Berner 195. 
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mit Überlegung einen Menschen ums Leben bringt®), mag 
seine That aus noch so edlen Beweggründen erfolgt und an 
sich noch so entschuldbar sein, der hat selbst sein Leben ver- 
wirkt; und wenn ich nun auch gegen den ruchlosesten Ban- 
ditenmörder die gleiche Todesstrafe verhänge, so liegt das 
nicht etwa daran, dafs ich innerhalb der todeswürdigen De- 
likte verschiedene Grade der Verschuldung leugne, sondern 
nur an der Thatsache, dafs ich mit meinen Strafdrohungen 
über das einfache Kopfabschlagen nicht hinausgehen kann und 
darf; es fehlt das Mittel, um einen Menschen, der kaltblütig 
eine ganze Familie hinschlachtet, drei- oder viermal zu richten; 
es widerspräche den im Volke herrschenden ethischen An- 
schauungen, wenn qualifizierte Mordthaten more majorum 
etwa mit Brennen, Rädern oder Vierteilen gebüfst würden"®). 
— Die einfache absolute Todesstrafe des geltenden Rechts ist 
also nicht etwa als ein Privilegium odiosum der leichtesten 
Fälle todeswürdiger Delikte, sondern umgekehrt als pr. favo- 
rabile für die schwersten unter jenen Reaten zu denken. — 
Mit dem oben Gesagten habe ich — um dies noch einmal zu 
bemerken — nur den Standpunkt des gegenwärtigen Gesetzes 
darlegen und gegen Unterstellangen verteidigen wollen; ich 
glaube aber auch weiterhin, dafs diese Auffassung kriminal- 
politisch die richtige ist. Zur Begründung dieses Satzes weise 
ich zunächst auf die oben (unter II) dargelegte Ausnahme- 
natur der Todesstrafe hin und füge hier noch folgendes hinzu: 
Von sehr angesehener Seite ist die hier vertretene Ansicht 
bestritten und die absolute Androhung der Todesstrafe als 



3) Dabei greife ich den Mord als das typische unter den todes- 
würdigen Delikten heraus. 

*) Ebenso John, Entwurf mit Motiven zu einem St.G.B. für den 
Norddeutschen Bund — 1868 — S. 56: „Die höchste Strafe ist schon 
dann verwirkt, wenn ein Verbrechen ein so schweres ist, dafs die dem 
Strafgesetze bekannte schwerste Strafe als eine gerechte <r~,oheint. Was 
dann noch an schwereren Verbrechen begangen wird, das bleibt für 
das Strafrecht inkommensurabel." 
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„völlig verkehrt bezeichnet ^°). Gröfsere Berücksichtigung der 
Eigenart des Verbiechers auch in Kapitalsachen wird von der 
neuen kriminalistischen Schule verlangt. Durch diese These 
und die aus ihr gezogenen Schlufsfolgerungen (vgl. darüber 
V. Liszt, Lehrbuch 63 ff.) wird aber meines Erachtens die 
Generalprävention zu stiefmütterlich behandelt, welche gerade 
bei den schwersten Delikten besondere Berücksichtigung ver- 
dient. Und ich glaube, dafs heillose Irrungen und Wirrungen 
im Rechtsbewufstsein des Volkes entstehen würden, wenn heute 
ein Mörder als Augenblicksverbrecher etwa mit einer vier- 
monatlichen geschärften Freiheitsstrafe und morgen ein anderer 
als unverbesserlicher Zustandsverbrecher mit dem Tode be- 
straft würde. Zudem aber würde auch die Zulassung all- 
gemein mildernder umstände in Kapitalsachen, so lange Ge- 
schworene in diesen entscheiden, in praxi so ziemlich zur Be- 
seitigung der Todesstrafe führen. Und aufserdem wird in den 
Motiven zum RSt.G.B. mit Recht darauf hingewiesen, „dals 
die Befugnis einer Wahl zwischen der Todesstrafe oder einer 
Freiheitsstrafe — das Mafs der Verantwortlichkeit, welches 
dem Richter billigerweise auferlegt werden könne, über- 
schreite" *0- — Vor allem aber ist in einem monarchischen 
Staate die absolute Androhung der Todesstrafe schon aus 



^®) V. Liszt a. 0. 63; ähnlich auch Liepmann, Einleitung in das 
Strafrecht (1900), S. 115 und 209 f.; ferner Merkel in Holtzendorffs 
Rechtslexikon unter „Mord" und die oben Note 7 Genannten; vgl. nament- 
lich V. Holtzendorff a. 0. 276: „Angesichts der grofsen Unterschiede, 
welche in der Schuldhaftigkeit des Mordes hervortreten und ihrer 
grofsen Bedeutung für die Schwurgerichtspflege mufs es auch vom 
Standpunkte der der Todesstrafe Zustimmenden als ein schwerstes Ge- 
brechen des deutschen Strafgesetzbuchs angesehen werden, dafs die 
Todesstrafe in ihrer absoluten Androhung alle Grundsätze der Allmäh- 
lichkeit in der Progression der Strafsätze verleugnet." — U. A. John 
a. 0. 38. 

") Vgl. Anlage 2 zu den Motiven — S. XXXV mit Berufung auf 
John a. 0. 38 und Bern er, Wirkungskreis des Strafgesetzes (1853), 
S. 16. — Dieser Satz würde meines Erachtens auch dann gelten, wenn 
nur gelehrte Richter in Kapitalsachen urteilten. 
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dem Grunde geboten, um gerade bei den abscheulichsten Ver- 
brechen zum lebendigen Ausdruck zu bringen, dafs der König 
Grund und Quelle alles Rechtes ist und er es allein vermag, 
ein dem Gesetze verfallenes Leben zu fristen '2). 

VI. 

In nahem Zusammenhange mit dem eben behandelten Vor- 
wurf steht ein weiterer Einwand, welcher gegen die Todes- 
strafe erhoben ist. Man behauptet: nicht nur innerhalb der 
mit dem Tode bedrohten Delikte widerspreche diese absolute 
Strafe den Forderungen der Strafpolitik, sondern sie bedeute 
auch im Verhältnis zu den mit Freiheitsstrafe bedrohten 
Delikten einen Sprung ins Unbegreifliche*^). Zwischen der 
Freiheits- und der Todesstrafe befinde sich eine tiefe, unüber- 
brückbare Kluft; hier stehe die Erhaltung, dort die Vernich- 
tung des Frevlers; diesem fundamentalen Unterschiede ent- 
spreche aber nicht die nur allmählich fortschreitende Schuld- 
progression der einzelnen Verbrechen. — Doch auch dieses 
scheinbar blendende Argument kann näherer Betrachtung nicht 
standhalten; denn es ist zu erwägen: Thatsächlich läfst sich 
die Verschuldung weder innerhalb der einzelnen Delikts- 
gruppen noch auch in ihrem Verhältnisse zu einander etwa 
in arithmetischer oder geometrischer Reihe aufbauen; im 
Gegenteil das Verschulden des Mörders ist beispielsweise von 
dem des Hausfriedensbrechers fundamental verschieden und 
nicht etwa dieses in jenem xmal enthalten. — Und um ein 
anderes Gleichnis zu wählen: Bei der in maximo mit lebens- 
länglichem Zuchthaus bedrohten Vergiftung mit tötlichem 
Ausgange (§ 229 R.St.G.B.) ist der verbrecherische Wille doch 



*') K. J. A. Mi tt er mal er spricht dagegen mifsbiiligend Yon der 
„Masse der Begnadigungen, welche unnötig grofse Geschäfte im Ministe- 
rium veranlafst, den Regenten in eine Zwangslage versetzt, das Richter- 
amt herabwürdigt [!!] und dem Verurteilten schwere, nicht yerdiente 
[?] Leiden der Todesangst auflegt." (Goltdammers Archiv 1854 S. 304). 

^3) Diese Ansicht vertreten z. B. John, Allg. Deutsche Strafrechts- 
zeitung, B. 6, S. 382; Wahlberg in Holtzendorffs Handbuch 2, 469. 
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nur auf eine Verletzung, beim Morde hingegen auf eine Ver- 
nichtung einer menschlichen Existenz gerichtet. Beide Willens- 
richtungen sind durchaus inkommensurabel; ihnen entsprechen 
daher auch die inkomm ensurabeln Strafdrohungen. — Man 
kann auch das eben Gesagte nicht etwa durch den Hinweis 
auf die gegenwärtig für die Delikte des Totschlages und des 
Mordes angedrohten Strafen entkräften. Allerdings ist der 
verbrecherische Wille bei beiden auf die Zerstörung eines 
Menschenlebens gerichtet, während in den Strafdrohungen ein 
liiatus zwischen einer höchstens 15jährigen Freiheitsstrafe 
(§212 R.St.G.B.) und dem Tode (§ 211) klafft. Aber diese ge- 
waltige Spannung besagt nur das eine: Nach Ansicht des 
Gesetzgebers begründet das Moment der Überlegung (genauer: 
der überlegten Ausführung), welches nur beim Morde, nicht 
aber beim Totschlage gefordert wird, auch in der Schuldhöhe 
beider Delikte einen begriffswesentlichen Unterschied. — Man 
kann über diese Auffassung des Gesetzgebers streiten, und ich 
werde im weitern Verlaufe der Arbeit noch auf diesen Punkt 
zurückkommen; mau darf aber nicht aus der etwaigen Un- 
richtigkeit der ersteren auf die Unzulässigkeit der Todesstrafe 
schliefsen. 

VlI. 

Im weitern ist darzulegen, dafs man auch die verschieden- 
sten Strafrechtstheorien und angeblichen Strafzwecke in Be- 
ziehung zur Kapitalstrafe gesetzt hat und zwar in der Weise, 
dafs man aus den ersteren bald die Zulässigkeit, bald die 
Verwerflichkeit der letztern gefolgert hat. Freilich sind hier- 
bei die schärfsten Widersprüche hervorgetreten, indem die 
gleiche Strafrechtstheorie, derselbe Strafzweck von Anhängern 
und Gegnern der Todesstrafe zur Unterstützung ihres Stand- 
punktes verwandt sind**). Und dies kann nicht wunder- 
nehmen, da auf dem hier berührten Gebiet die Strafrechts- 



^*) Vgl. die Zusammenstellung in Anlage 2 S. XXXII ff. der Motive 
zum R.St.G.B. 
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Wissenschaft zwar eine überreichliche Litteratur, aber doch 
nur verhältnismäfsig wenige gesicherte Resultate aufzuweisen 
hat, vielmehr der bon sens des einzelnen Autors noch einen 
weiten Spielraum einnehmen kann. Schon aus diesem Grunde 
erscheint es nüfslich und unfruchtbar, in ausführlicher Dar- 
stellung den oft kunstreich aufgebauten, oft arg verschlunge- 
nen Pfaden nachzugehen, auf denen man immer eine Relation 
zwischen Strafzweck und Todesstrafe herzustellen gesucht hat. 
Und ebenso wenig können wir alle Strafrechtstheorien berück- 
sichtigen, zumal diese „in kaum übersehbarer Anzahl und 
Vielgestaltigkeit verfochten worden sind" (v. Liszt, Lehrbuch 
67). Vielmehr vermögen wir nur die gangbarsten heraus- 
zugreifen. — Zunächst soll die Todesstrafe dem Prinzipe der 
Genugthuung, der gerechten Vergeltung widersprechen^^). Diese 
Auffassung kann allerdings den unbefangenen Beobachter uui- 
wundernehmen'®;; ist es doch neben der Abschreckungs- 
tendenz vor allem der Vergeltungsgedanke, welcher bald in 
religiöser, bald in profaner Einkleidung, bald unter dem 
Etikett der Rache, bald unter dem vornehmern der Sühne den 
Fortbestand der Todesstrafe durch die Jahrtausende gewähr- 
leistet hat. Und in der That wird die Vergeltung schon be- 
griflfsmäfsig um so vollkommener sein, je mehr sie — so weit 
dies überhaupt möglich — Gleiches mit Gleichem zu erwidern 
sucht. Demnach ist zum mindesten beim Morde die Talion 
eine notwendige Konsequenz der klassischen Schule. — Da- 
gegen wird das Vergeltungsprinzip zum Zerrbilde, wenn man 
es mit V. Holtzendorff a. 0. 232 aufbaut „auf dem (im Ver- 
gleich zum Verbrecher) ungleichen Mafsstab der Schätzun^'^ 
der einerseits im Verbrechen und andererseits im Strafzwange 
angegriffenen Wertobjekte des menschlichen Lebens" (ähnlich 
auch Berner 63 in Verbindung mit 195 ff.). — Meines Er- 
achtens ist auch der Trugschlufs, auf welchem jene Konstruk- 



^*) So namentlich v. Holtzendorff a. 0. an zahlreichen StelleD, 
namentlich 232 f.; Bern er 195 ff. 

^6) Gleicher Ansicht Sichart inZ (= Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtswissenschaft) 19, 400. 

Katzenstein, Die Todesstrafe. 2 
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tion V. Holtzendorffs beruht, leicht aufzudecken. Er geht 
von dem Satze aus, dafs die Strafe des Totschlages im Laufe 
des neunzehnten Jahrhunderts vom Tode auf zeitliche Freiheits- 
strafe hinuntergegangen sei; demnach — so folgert v. Holtzen- 
dorff — sei „der Satz Leben um Leben seit langem eine 
blofse Fiktion" (a. 0. 231); das R.St.G.B. habe also die „alte 
Verg:eltung" (235) und den „alten Mafsstab der objektiven 
Wertgleichung zwischen Verbrechen und Strafe" auch für die 
Tötungsdelikte aufgegeben mit Ausnahme einer einzigen 
Gattung derselben, nämlich des Mordes; mithin — und nun 
folgt nicht etwa der erwartete Schhifs: können wir das 
R.St.G.B. nicht allein aus dem Vergeltungsprinzipe erklären; 
vielmehr deduziert v. Holtzendorff — müssen wir eine 
neue „gerechte Vergeltung für die Gegenwart" (232) kon- 
struieren (vgl. über diese oben im Text), nach ihrem Mafse 
aber auch^^) die Strafe des Mordes bestimmen und folglich 
auf die Kapitalstrafe verzichten. — Mit dem oben Ausgeführ- 
ten dürfte hinreichend dargelegt sein, dafs der Versuch 
V. Holtzendorffs Vergeltungsprinzip und Abolitionismus zu 
vereinigen gescheitert ist, wie er ja auch notwendig scheitern 
mufste. 

VIII. 

Des weitern macht man der Todesstrafe zum Vorwurf, sie 
liefse der Möglichkeit einer Besserung des Delinquenten gar 
keinen Raum. Denn eine solche brauche regelmäfsig Zeit, 
weil der sittliche Wille gemeiniglich nur in anhaltenden 
Übungen erstarken könne; diese würden aber durch die ein- 
tretende Todesstrafe abgeschnitten^®). — Einer derartigen 
Deduktion gegenüber darf man aber doch wohl auf die That- 



") Eine seltsame Konsequenz! — Von der Basis der Holtzen- 
dorff sehen Argumentation aus liefse sich mit dem gleichen Rechte auch 
die Wiederausdehnung der Todesstrafe auf das Gesamtgebiet der vor- 
sätzlichen Tötungen ableiten. 

") So z. B. Berner 198; Wahlberg in Holtzendorffs Handbuch 
des Strafrechts 2, 469. 
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Sache verweisen, dafs der schwerfällig arbeitende Apparat des 
schwurgerichtlichen Verfahrens und die de jure eintretende 
Kognition der Gnadeninstanz dem Frevler meist monatelang 
Zeit und Gelegenheit zur innern Einkehr gewährt. Ja, man 
wird kühnlich behaupten dürfen, dafs ein Verbrecher, der in 
dem langen Zeitraum zwischen That und Strafvollstreckung 
trotz des drohenden Schafottes nicht zu dieser Einkehr ge- 
langt, auch durch lebenslängliche Zuchthausstrafe nicht von 
seiner Schlechtigkeit überzeugt wird^^). — Man wendet nun 
freilich ein, es widerspräche den Geboten der Sittlichkeit, 
einen Menschen in seiner Sünden Maienblüte, also bevor er 
zur Erkenntnis seiner Schuld gekommen, zum Schafott zu 
führen. Aber weshalb sollte diese angebliche Forderung der 
Sittlichkeit, die thatsächlich doch nur eine Prämie der Ver- 
stocktheit sein würde 2°), nur für die Todesstrafe gelten und 
nicht auch mit dem gleichen Rechte für die geringste Frei- 
heits-, die niedrigste Geldstrafe durchgeführt werden? — 
Allerdings würden sich dann sehr bedenkliche Konsequenzen 
ergeben, aber — die Sittlichkeit wäre gewahrt^'). — In einem 



'*) Dies erkennt selbst ein so beredter Gegner der Todesstrafe wie 
V. Hol tz endo rff an, indem er die gegenteilige Annahme mit Recht als 
„willkürlich" bezeichnet (a. 0. 182). 

2^') In dieser Beziehung ist sehr lehrreich folgende, bei v. Holtzen- 
dorff 183 sich findende Notiz: „Mittermaier berichtet, dafs nach der 
Praxis des ehemaligen Kirchenstaates Hinrichtungen in Rom erst dann 
vollstreckt zu werden pflegten, wenn der Delinquent dem Geistlichen 
gebeichtet und von diesem die Absolution empfangen hatte; zuweilen 
jedoch dennoch, wenn die Anstrengungen des Geistlichen erfolglos ge- 
blieben waren und der Delinquent, der vielleicht bemerken mochte, 
dafs er die Hinaus zöger ung der Hinrichtung durch Störrigkeit erreichen 
konnte, unbufsfertig blieb, die Exekution erfolgt sei." 

2>) Über die praktischen Folgen der Verwirklichung jener angeb- 
lichen Sittlichkeitsmaxime vgl. Anlage 2 S. XXXH der Motive zum 
RSt.G.B.: „Im Staate Maine erging im Jahre 1837 ein Gesetz, welches 
verordnete, dafs jedesmal nach einer Verurteilung [zum Tode] die 
Exekution auf ein Jahr hinausgeschoben werden solle. Diese Ein- 
richtung hatte zur Folge, dafs seit 1837 überhaupt keine 
Todesurteile mehr vollstreckt wurden." 

9* 
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gewissen Gegensatz zu der eben zurückgewiesenen Ansicht 
steht eine z. B. von Berner 198 vertretene Lehre, welche 
meint, dai's die Todesstrafe jedenfalls dann überflüssig sei, 
wenn der Delinquent — vielleicht gerade durch das Schreck- 
bild des Schafottes — zum Erkenntnis seiner Schlechtigkeit 
gekommen sei und sich der Besserung zuwende. Diese Lehre 
empfiehlt sich allerdings vor der zuletzt erwähnten Ansicht 
als Belohnung der Reue, sie würde aber in praxi ebenso 
häufig, wenn nicht noch häufiger zum Triumph der Lüge 
führen -2) und jedenfalls in ihrer durch die Konsequenz ge- 
botenen Ausdehnung auf sämtliche andere Strafarten unan- 
nehmbare Ergebnisse zeitigen. Einer weitern Widerlegung 
wird sie daher nicht bedürfen. 

IX. 

Suchen wir nunmehr das Verhältnis der Todesstrafe zum 
Abschreckungszweck zu bestimmen. Man sollte meinen, dafs, 
so weit Strafmittel überhaupt abschreckend zu wirken ver- 
mögen, der Todesstrafe diese Funktion zweifelsohne ganz be- 
sonders zukommen müfste; und es braucht hier kaum iloch 
daran erinnert zu werden, dafs in frühern Jahrhunderten ge- 
rade das Abschreckungsprinzip zu der ausgedehnten und 
grausamen Anwendung der Todesstrafe geführt hat. Auch 
will ich gern zugeben, dafs manche Gegner der letztern ihre 
abschreckende Wirkung anerkennen und nur, wie z. B. Bern er 
197, einer angemessenen Freiheitsstrafe die gleiche Kraft zu- 
schreiben. Ist dieser Zusatz schon nicht unbedenklich, so ist 
meines Erachtens die Ansicht derjenigen ganz unhaltbar, 
welche das „natürliche" Verhältnis umkehren und der Frei- 
heitsstrafe eine sehr viel abschreckendere Bedeutung bei- 
messen^^). Zur Begründung dieser befremdenden Ansicht 
wird ausgeführt: das Beispiel, welches die im Namen des 



2^) Vgl. darüber die interessanten Ausführungen v. Holtzen- 
dorffs 184 f. 

^^) Namentlich v. Holtzendorff 145 xi. a. 
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Staates vollzogene Vernichtung eines Menschenlebens biete, 
sei nur geeignet, in der Seele eines Verbrechers die Scheu vor 
dem Morde zu mindern^*). Dies ergebe sich deutlich aus 
einer Betrachtung jener vergangenen Zeiten, wo die gröfsere 
Häufigkeit und Grausamkeit der Todesstrafe nur eine Steige- 
rung der Verbrechen und der Sittenlosigkeit zur Folge gehabt 
habe. — Aber kein Geringerer als Bismarck hat bei der 
zweiten Lesung des R.St.G.B.s den Vertretern der eben er- 
wähnten Auffassung die Frage entgegengehalten 2^): „Sind Sie 
denn ganz sicher, dafs die Minderung der Verbrechen, welche 
eingetreten ist, nicht auch eine Folge gewesen sei der Jahr- 
hunderte lang streng geübten Handhabung der obrigkeitlichen 
Strafgewalt?" — Thatsächlich kehrt auch die hier verworfene 
Meinung das Verhältnis von Ursache und Wirkung geradezu 
um. Schon a priori erscheint doch die Annahme als wider- 
sinnig, dafs etwa ein konsolidierter Staat mit einer wenig zu 
verbrecherischen Exzessen neigenden Bevölkerung ohne Not 
harte und grausame Strafen einführen sollte, um damit doch 
nur nichts anderes als eine künstliche Grofsziehung des 
Lasters zu erreichen. Und fafst man nun unter Berücksich- 
tigung des eben Gesagten z. B. den Zeitraum vom Ausgang 
des dreifsigjährigen Krieges bis etwa zur Gründung des neuen 
deutschen Reiches ins Auge, *so ergeben sich: anfänglich 
schwache Ansätze einer erst werdenden Staatsgewalt, völlige 
Verwilderung des Sitten- und Rechtsgefühls — harte, barba- 
rische Strafen; dann allmählich wachsende Konsolidation der 
Staatsgewalt, Hebung des sittlichen Standards, mit beiden 
verbunden steigender Einflufs prävenierender Faktoren, stei- 
gende Bewährung der Rechtsordnung — und als Folge (nicht 
aber als Ursache) dieser Entwicklung fortschreitende Milde- 
rung der Strafsätze erst in der Praxis der Gerichte, dann in 
der Gesetzgebung. — In dem letzten Viertel des neunzehnten 



2*) Y. Holtzendorff 126 und die Anm. 60 der Anlage 2 zu den 
Motiven Citierten. 

2"^) Vgl. Rubo, Kommentar über das St.G.B. für das Deutsche Reich 
(1879) S. 46. 
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Jahrhunderts tritt dann wiederum, wenn auch manchmal un- 
sicher und tastend, eine stärkere Anspannung der Strafgewalt 
hervor; diese Erscheinung zieht nun aber nicht etwa als Ur- 
sache einen Stillstand oder gar Rückschritt der eben ge- 
schilderten Entwicklung nach sich, sondern stellt sich um- 
gekehrt als Folge des erstem dar. — Ein näheres Eingehen 
auf die eben berührten Erscheinungen würde den Rahmen der 
Arbeit erheblich überschreiten; es genügt aber aucli, dafs sich 
aus der obigen Skizze jedenfalls das eine ergeben dürfte: die 
hier bekämpfte These läfst sich geschichtlich nicht erweisen. 
— Antiquiert ist auch der Vorwurf, dafs das Zeremoniell der 
Hinrichtung, anstatt die Zuschauer abzuschrecken, schon 
wiederholt den Anreiz zu künftigen Mordthaten gegeben habe. 
Allerdings mögen in jenen Zeiten, als dank der Öffentlichkeit 
der Hinrichtung diese zu einem Freudenfest für die ganze 
Umgegend sich gestaltete, verdorbene Charaktere durch den 
mit der Exekution verbundenen Aplomb zur Begehung todes- 
würdiger Delikte veranlafst sein, um dereinst mit dem gleichen 
Aufsehen aus dem Leben scheiden zu können. Eine derartige 
Möglichkeit ist aber mit der Einführung der Intramuran- 
Hinrichtung weggefallen. Doch nun wird wiederum behauptet, 
gerade die letztere bedeute „eine Verzichtleistung auf direkte 
Abschreckung" (v. Holtzendorff 116). Aber diese Behaup- 
tung kann meines Erachtens nichts gegen die Todesstrafe 
beweisen***). Denn würde durch die Heimlichkeit der Voll- 
streckung der Abschreckungszweck vereitelt oder auch nur 
beeinträchtigt, so könnte ja auch die hinter hohen Zuchthaus- 
mauern vollstreckte Freiheitsstrafe höchstens „indirekt" ab- 
schreckend wirken. Und aufserdem übersehen die Gegner, 
dafs durch die Intramuran-Hinrichtung jedenfalls nur die Ab- 
schreckung durch den Strafvollzug, nicht aber die in der 
Geschichte der Strafrechtswissenschaft ungleich wichtigere 
Abschreckung durch die Strafdrohung beseitigt, beziehungs- 
weise vermindert werden könnte. Denn der psychologische 



26) U. a. auch Wahlberg a. 0. 474 f. 
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Zwang, den die Androhung der Todesstrafe auf die Gemüter 
der zu Verbrechen neigenden Persönlichkeiten auszuüben ver- 
mag, wird durch die Öffentlichkeit oder Heimlichkeit der 
Hinrichtung in keiner Weise berührt^^. — Nun hat man 
allerdings noch behauptet, dafs gegenwärtig die Todestrafe 
auch als Strafdrohung nicht abschreckend zu wirken vermöge, 
da ja von den Geschworenen eine Verurteilung zum Tode nur 
in den seltensten Fällen zu erlangen sei und auch in diesen 
noch häuÖK- die allerhöchste Gnade die erkannte Todesstrafe 
in Zuchthaus verwandelet^). Aber läfst sich wirklich an- 
nehmen, dafs die eben erwähnten Umstände von dem Ver- 
brecher vor Begehung seiner That erwogen werden, dafs er 
sich zur Ausführung derselben entschliefst, weil er mit der 
Möglichkeit einer spätem Begnadigung oder mit dem horror 
sanguinis der Geschworenen rechnet! Ich meine, wir thun 
den Herren Mördern wirklich zu viel Ehre an, wenn wir bei 
ihnen dergleichen Erwägungen unterstellen. Aber selbst wenn 
meine Vermutung irrig wäre, dann müfste sich also der 
Mörder vor Begehung der That etwa folgendes sagen: „Bei 
dem gegenwärtigen Rechtszustande bekomme ich höchst wahr- 
scheinlich nur Zuchthaus von 5—15 Jahren (wenn es mir 
nicht überhaupt gelingen sollte, der strafenden Gerechtigkeit 
zu entfliehen). Nicht ausgeschlossen ist allerdings auch, dal's 
ich zum Tode verurteilt werde; dann habe ich aber noch die 



2^) Nur nebenher sei erwähnt, dafs v. Holtzendorff 18 „eine ge- 
wisse Abschwächung der der Strafdrohung einwohnenden spezifischen 
Abschreckung" darin erblickt, dafs „in der Androhung der Todesstrafe 
nur der frühere und vorzeitige Eintritt eines unTerm eidlichen Natur- 
ereignisses angekündigt" würde. Dieses Argument entkräftet aber IL 
selbst, wenn erS. 27 behauptet: „Dennoch ist es ein anderes, getötet zu 
werden, ein anderes, einfach zu sterben", oder S. 28 bemerkt: „Der Tod, 
den das Gesetz androht, ist viel schreckensvoller als ein anderes 
Lebensende." 

'^^) Vgl. namentlich y. Holtzendorff 51: „Wie man angesichts dieser 
[oben im Text erwähnten] Thatsachen noch glauben kann, dafs die sehr 
weit entfernte Möglichkeit der Todesstrafe den Verbrecher zu schrecken 
yermag, ist schwer zu begreifen." — Vgl. ähnlich auch Bern er 197 Z. 4. 
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Aussicht auf Begnadigung." — Sollte nun wirklich eine solche 
Überlegung weniger abschrecken können, als wenn der Ver- 
brecher für den Fall seiner Ergreifung mit ziemlicher Sicher- 
heit auf eine Verurteilung zu lebenslänglichem Zuchthaus zu 
rechnen hätte? Doch gewifs nicht! Aber selbst wenn man, 
was ich für ausgeschlossen erachte, zu einem abweichenden 
Ergebnis käme, so würde schliefslich jener gegnerische Ein- 
wand doch nichts gegen die Todesstrafe beweisen, sondern 
nur zu einer Verminderung der Begnadigungen und — zur 
Abschaffung der Geschworenen Veranlassung geben können. 

Schliefslich hat man gegen die Todesstrafe vorgebracht 
der Gesetzgeber sei niemals im stände, die denkbar schwerste 
That eines Verbrechers im Wege der Abschreckung zu über- 
bieten^^). Dieser Satz enthält eine zweifellose Wahrheit. Wir 
können — um auf das oben zu V erwähnte Beispiel zu 
rekurrieren — den Mörder einer Familie nicht mehrmals 
köpfen lassen. Nur kann ich nicht einsehen, weshalb jene 
Behauptung ein Argument gegen die Todesstrafe abzugeben 
vermag. Höchstens könnte sie uns vor einer Überschätzung 
der Abschreckungstheorie warnen. 



Somit bleibt für unsere Erörterung noch die Sicherung 
der Gesellschaft vor dem Übelthäter, seine Unschädlich- 
machung übrig und diesen Strafzweck erfüllt ja die Todes- 
strafe — wie allseitig zugej?eben — in promptester Weise. 
Nun hat man aber behauptet, dafs die lebenslängliche Frei- 
heitsstrafe die gleichen Dienste leisten kann^°). Bei geordneten 
staatlichen Verhältnissen und bei dem jetzigen Zustande 
unserer Strafanstalten mag diese Behauptung freilich im 
groben Durchschnitt zutreffen. AUerdiogs spricht es nicht 

2*) So V. Hoitzendorff 132 und ein bei Goltdammer, Materialien 
zum preufsischen St.G.B., B. I (1851) S. 84 mitgeteiltes Votum eines 
Staatsratsmitgiiedes. 

•^0) Vgl. Y. Hoitzendorff 155 ff.; Anlage 2 der Motive zum R.St.G.B. 
S. XXXIVf. 
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gerade für dieselbe, wenn die Gegner der Todesstrafe fast 
durchgängig für gewisse Ausnahmefalle, wo es unter allen 
Umständen auf unbedingte Sicherheit ankommt, das abolitio- 
nistische Prinzip preisgeben ^0- Und aufseidem darf nicht ver- 
gessen werden, dafs gerade bei den gefährlichsten Verbrechern 
— man denke an den berüchtigten Kneifsl — die Fälle eines 
Ausbruches nicht so selten sind. Absolute Sicherung kann 
daher auch jetzt noch — wie dies übrigens auch v. Liszt 64 
Note 8 andeutet — unter den Strafmitteln des gegenwärtigen 
Rechts nur die Todesstrafe gewähren. Und so vermögen noch 
immer jene Worte Anwendung zu finden, welche der Bundes- 
kanzler V. Bismarck bei der zweiten Lesung des R.St.G.B.s 
der abolitionistischen Reichstagsmehrheit zurief: 

„Wenn Sie das zugeben, dafs nur um eines Haares Breite 
mehr Schutz für den friedlichen Bürger darin [d. h. im Fort- 
bestand der Todesstrafe gegenüber der lebenslänglichen Frei- 
heitsstrafe] liegt, dann sind Sie dem friedlichen Bürger schul- 
dig, dals Sie ihm dieses Mehr von Schutz, welches die Ge- 
setzgebung gegen Räuber [sie!] und Mörder geben kann, auch 
geben." (Rubo a. 0. 47 f.) 

Mit diesen Worten will ich die Würdigung der Todes- 
strafe in ihrem Verhältnis zu den einzelnen Strafzwecken be- 
endigen. 

XL 

Resümiere ich jetzt das bisher Gesagte, so haben sich 
stichhaltige Bedenken gegen die Todesstrafe als solche nicht 
ergeben, abgesehen vielleicht von dem Schreckbild des Justiz- 
mordes. Aber diesem kommt eine ausschlaggebende Be- 
deutung nicht zu, selbst wenn jene Gefahr noch gröfser wäre, 
als sie es thatsächlich ist, und selbst wenn wir den oben zu 
IV schon erwähnten Umstand aufser acht lassen, dafs die 
letztere durch geeignete Mafsnahmen bis auf ein Minimum 



^■') Es sind dies namentlich die Fälle des Kriegs- und Belagerungs- 
zustandes (vgl. auch § 4 E.G.R.St.B.) und des militärischen Dienst- 
verhältnisses. 
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verringert werden könnte und uns ja überdies auch bei jeder 
andern Strafart entgegentreten würde. Denn entscheidend 
spricht für die Gerechtigkeit der Todesstrafe ihre Zweckmäfsig- 
keit und Notwendigkeit für die Aufrechterhaltung der Rechts- 
ordnung? ^^^^ j)[q er-^te Voraussetzung dürfte nun aber bereits 
durch die Ausführungen zu VII — X als zutreffend dargethan 
sein; und auch für die zweite sind einzelne Beweisdaten schon 
im Vorstehenden beigebracht; ich beziehe mich hierfür nur 
auf die Darlegungen über das Verhältnis der Todesstrafe zum 
Vergeltungsgedanken und Abschreckungszweck. In diesem 
Zusammenhange möchte ich noch auf folgende interessante 
Thatsache aufmerksam machen. Während seit Inkrafttreten 
des R.St.G.B.s die Kriminalität im Deutschen Reiche durch- 
gängig eine unheimliche Steigerung erfahren hat, erweist sich 
die Zahl der Todesurteile als ziemlich konstant, ja sie zeigt 
sogar, wenn man namentlich die inzwischen eingetretene Be- 
völkerungszunahme in Betracht zieht, unverkennbar eine ab- 
nehmende Tendenz ^^). — Sollte sich dieses auffallige Ergebnis 
nicht wenigstens zum Teil daraus erklären, dafs die Strafe 
des Mordes konstant blieb, während die Strafrahmen für die 
Mehrzahl der übrigen Delikte in manchmal bedenklicher 
Weise gegen das bis 1871 giltige Recht herabgesetzt wurden! 
— Doch ich will auf statistische Ergebnisse bei der Recht- 
fertigung meiner Auffassung kein grofses Gewicht legen, zu- 
mal die ersteren gerade in der Geschichte unseres Problems 
eine sehr fragwürdige Bedeutung einnehmen^*). Ausschlag- 



•^-) Vgl. V. Liszt 56. 

•"■^) Vgl. die interessante, allerdings nur die Jahre von 1882—1897 
berücksichtigende Zusammenstellung bei Seuffert, Anarchismus und 
Strafrecht — Berlin 1899 — S. 157 Note 253. — Danach ist die Zahl der 
Todesurteile in Deutschland von 85 (im Jahre 1882) mit unbedeutenden 
Schwankungen auf 53 (im Jahre 1897) gefallen. 

*^*) ^^gl- darüber die treffenden Ausführungen bei v. Holtzen- 
dorff 5 und gewissermafsen als Illustrierung derselben v. Holtzen- 
dorffs eigne Darlegungen a, 0. 1-40 ff., sowie die statistischen Daten in 
Anlage 2 der Motive zum R.St.G.B., namentlich S. XVI, XXX unten, 
XXXII sub Ziffer 16, XXXMI Ziffer 7. 
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gebend erscheint vielmehr die Erwägung, dafs in den gegen- 
wärtigen Zeitläuften jegliche Minderung der staatlichen Macht- 
und Strafbefugnisse unbedingt vermieden werden nuifs. Dies 
ergiebt sich, wenn wir ohne Voreingenommenheit die heutigen 
politischen und sozialen Zustände im Deutschen Reiche ins 
Auge fassen: Durch frevlerische Angriife sind Thron und 
Altar unterminiert, eine platte Aufklärung, eine Philosophie 
ohne Ideale haben die Ehrfurcht vor dem Überlieferten, vor 
der Heiligkeit der Sitte und der Herrlichkeit des Rechtes und 
damit die Scheu vor dem Eingriff in fremde Rechtssphären 
gemindert, ja sogar in weiten Kreisen des Volkes auf ein ge- 
fährlich tiefes Niveau herabgedrückt. Und gegenüber solchen 
Erscheinungen sollte der Staat das Richtschwert aus der 
Hand leo^en, selbst die noch notdürftig schirmenden Wälle 
einreifsen, Nachsicht üben gegenüber jenen destruktiven Ele- 
menten, welche seine und seiner Augehörigen Existenz be- 
drohen. Ich glaube, nur weltfremder Doktrinarismus kann 
heute noch die Aufhebung der Todesstrafe empfehlen. Viel- 
mehr gelten auch gerade für unsere Zeit noch die Worte, mit 
denen vor mehr als 50 Jahren der preulsische Justizminister 
V. Savigny die Beibehaltung der Todesstrafe im Vereinigten 
Ständischen Ausschusse begründete: 

»[Die Abschaffung der Todesstrafe] setze als Bedingung 
die allgemeine Verbreitung eines sittlichen Bildungsgrades 
voraus, die jetzt nicht als vorhanden angenommen werden 
könne. — Der Eindruck, welchen [gegenwärtig] die Ab- 
schaffung hervorbringen werde, würde ein für das allgemeine 
Rechtsbewufstsein der Nation nachteiliger, nicht der sein, dafs 
man damit eine Forderung der Humanität zu befriedigen ge- 
sucht habe, sondern vielmehr der, dafs die Gesetzgebung in 
ihrem Ernste nachgelassen habe, der Eindruck einer Schwäche, 
einer Nachgiebigkeit gegen den Schein der Humanität." — 
[Vgl. Anlage 2 S. V zu den Motiven d. R.St.G.B.s]. 
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B. Besonderer Teil. 



I. 

Müssen wir also an dem Fortbestand der absoluten Todes- 
strafe festhalten, so kann es sich für uns nur noch um die Frage 
handeln, ob dieselbe in einem neuen deutschen St.G.B. im 
gleichen Umfange wie bisher beibehalten, oder ob dieser aus- 
gedehnt, bezw. verringert werden soll. Nach dem geltenden 
Recht haben wir zu unterscheiden zwischen einem normalen 
Anwendungsgebiet der Todesstrafe und einem aufserge wohn- 
lichen, erweiterten Geltungsbereich für die Fälle 1. des vom 
Kaiser gemäfs Art. 68 der Reichsverfassung verhängten Kriegs- 
zustandes und 2. des thatsächlich geführten Krieges ^^). — 
Ausnahmezustände wie die letzterwähnten verlangen ihre be- 
sonderen Gesetze; die allgemein giltigen Maximen der Gesetz- 
gebungspolitik können auf sie nicht angewendet werden. 
Deshalb und da ferner für jene Ausnahmefälle die Anwendung 
der Todesstrafe fast ohne Widerspruch geblieben ist^^), wollen 
wir nur das regelmäfsige Bereich der Todesstrafe betrachten ^0- 
Dieses erschöpft sich in vier Fällen, von denen zwei dem 
R.StG.B., zwei den Nebengesetzen angehören. Es sind: 

1. Die vorsätzliche und mit Überlegung ausgeführte 
Tötung, der Mord des § 211 R.St.G.B.s; 

2. der Mord und (abweichend von § 44 Abs. 1/2) Mord- 
versuch am Kaiser, eignen Landesherrn und Landesherrn des 



•^5) Vgl. über Geltung und umfang dieser Ausnahmefälle des nähern 
§ 4 E.G.R.St.G.B., bezw. für den Kriegsfall jetzt § 160 MilitSt.G.B. in 
Verbindung mit § 58, sowie auch §§ 155/158 eod. 

^) Vgl. oben unter X zu Note 3J. 

3') Aus den gleichen Gründen bleibt auch die Todesstrafe des 
Militärstrafrechts (vgl. Milit.St.G.B. §§ 58, 60, 63, 71, 72, 73, 84, 95, 97, 
107, 108, 110, 133, 141, 159) unerörtert. Hier ist häufig (vgl. §§ 58, 60, 63 
Ziffer 2 und 3, 95, 97, 133, 141) die Todesstrafe nur alternativ angedroht. 
Ob sich diese Abweichung vom Prinzipe des R.StG.B.s rechtfertigen 
läfst, wage ich nicht zu entscheiden. 
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Staates, in welchem sich der Thäter zur Zeit der That auf- 
hielt (§ 80 R.St.G.B.s); 

3. die vorsätzliche Herbeiführung einer Gefahr für das 
Eigentum, die Gesundheit oder das Leben eines andern, be- 
gangen durch Anwendung von Sprengstoffen, sofern a) durch 
diese Handlung der Tod eines Menschen herbeigeführt worden 
ist, und b) zudem der Thäter einen solchen Erfolg hat voraus- 
sehen können (§ 5 Absatz 3 des Sprengstoffgesetzes vom 
9. Juni 1884); 

4. die Veranstaltung oder Anführung eines zu sklaven- 
räuberischen Zwecken unternommenen Streifzuges, wenn durch 
diesen der Tod einer der Personen, gegen welche der Streif- 
zug unternommen war, verursacht worden ist (§ 1 Absatz 2 des 
Sklavenraubgesetzes vom 28. Juli 1895). 

Die letzte Bestimmung — um dieselbe vorwegzunehmen — 
ist glücklicherweise auf europäische Verhältnisse unanwend- 
bar; sie bedarf daher, als auf abnorme Zustände berechnet, 
keiner ausführlichen Erörterung^®). 

n. 

Gehen wir nunmehr zu dem § 211 über, der ja unter den 
mit Todesstrafe bedrohten Delikten heute weitaus die wich- 
tigste Rolle spielt. In Übereinstimmung mit fast sämtlichen 



38) Bemerkt mag hier noch werden, dafs zwar nicht die Androhung 
der Todesstrafe als solche in dem Falle zu 4., wohl aber „die Art und 
Weise, wie im § 1 des Gesetzes die Todesstrafe eingeführt wird", von 
Seuffert Z. 16, 568 ff. einer bittern Kritik unterzogen wird. Vom Stand- 
punkte einer abstrakt-theoretischen Betrachtung aus kann es allerdings 
nur gemifsbilligt werden, dafs der Gesetzgeber die Todesstrafe (anstatt 
des regelmäfsigen Strafrahmens: Zuchthaus von 3—15 Jahren) an den 
Eintritt eines schwereren Erfolges ohne Rücksicht auf dessen Voraus- 
sehbarkeit knüpft. In praxi hingegen wird man es nur billigen können, 
wenn bei der Strafausmessung gegenüber jenen Menschenjägern nicht 
unser yerfeinertes Rechtsgefühl zu Grunde gelegt, sondern die einer 
rohern Kulturstufe mehr entsprechende Erfolgshaftung schärfer be- 
tont wird. 
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Strafgesetzbüchern des neunzehnten Jahrhunderts^^) erstreckt 
auch das R.St.G.B. die Kapitalstrafe niclit auf jegliche vor- 
sätzliche Tötung, sondern verhängt dieselbe nur dann, wenn 
die That mit Überlegung ausgeführt worden ist. Wir haben 
daher zunächst zu untersuchen, ob sich überhaupt die 
Scheidung des Deliktes der vorsätzlichen Tötung in zwei nach 
Begriff und Strafe schroff getrennte Sonderdelikte, den Mord 
und den Totschlag, rechtfertigt. Diese Frage liefse sich ohne 
Anstand verneinen, wenn man auf die Anwendung der Todes- 
strafe gegenüber der vorsätzlichen Tötung völlig verzichten 
würde. Die letztere Voraussetzung ist aber selbstverständlich 
dann indiskutabel, sobald man einmal sich für die prinzipielle 
Zulässigkeit der Todesstrafe entschieden liat. Und auf der 
andern Seite kann die Androhung der absoluten Kapitalstrafe 
auf sämtliche Fälle der vorsätzlichen Tötung ebensowenig in 
Betracht kommen. Denn eine solche Überspannung würde mit 
der im ersten Teil der Arbeit dargelegten Ausnahmenatur 
der Todesstrafe nicht im Einklang stehen, auch dürfte sie zur 
Bewahrung der Rechtsordnung wenigstens gegenwärtig noch 
nicht erforderlich sein, kurzum sie würde zumal bei den hier 
denkbaren, erheblichen Schuldabstufungen und der oben (AV) 
dargethanen Unzulässigkeit mildernder Umstände nur eine 
zwecklose und ungerechte Härte darstellen. — Demnach ist 
jetzt zu prüfen,, ob sich durch ein legalpolitisch brauchbares 
Scheidungsmerkmal aus dem grofsen Gebiet der vorsätzlichen 
Tötung Fälle einer besonders hohen Verschuldung als todes- 
würdige aussondern lassen, und ob namentlich das Moment 
der Ausführung mit Überlegung zu einer solchen Abgrenzung 
geeignet ist. Beide Fragen glaube ich, bejahen zu müssen, 
obwohl gerade bezüglich der letzten die Mehrzahl unter den 
neuern Autoren zu dem entgegengesetzten Ergebnis gelangt 
ist. Allerdings sind die Angriffe gegen das Überlegungs- 



3®) Die wichtigste Ausnahme bildet (abgesehen von den abolitio- 
nistischen Gesetzgebungen) das österreichische Strafgesetzbuch von 1852 

(§ ia4). 
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merkinal bis zu einem gewissen Grade nicht unbegründet*^). 
Denn die Überlegung ist — ohne auf eine nähere Begriflfe- 
bestimmung an dieser Stelle einzugehen — jedenfalls eine be- 
sonders geeigenschaftete Denkthätigkeit, und es leuchtet ein, 
wie ungemein schwierig es ist, dem leugnenden Angeklagten 
nachzuweisen, dals er so, wie es das Gesetz erfordert, und 
nicht anders gedacht habe*'). Doch spricht diese Schwierig- 
keit der Erkenntnis einer thatsächlich stattgehabten Über- 
legung nicht entscheidend gegen die Verwendung eines solchen 
Qualifikationsmerkmales; es müfste trotzdem festgehalten 
werden, wenn es eine gerechte Schulddifferenzierung ermög- 
lichte. Und die eben berührte Schwierigkeit könnte vernünf- 
tiger Weise nur dazu Veranlassung geben, die Feststellung, 
ob die konkrete That mit Überlegung ausgeführt sei, in die 
Hände erfahrener Juristen zu legen, aber nicht sie der durch 
keinerlei Sachkunde getrübten Einfalt der Laienrichter zu 
überlassen. Doch die letztere Bemerkung geschah nur pro 
coloranda causa. — Wesentlich ist vielmehr, dafs die zahl- 
reichen Gegner des geltenden Rechts das Merkmal der Über- 
legung als gleichgiltig für die Feststellung der Schuldhöhe 
betrachten. Fragt sich daher, welcher andere Mafsstab an 
Stelle des verworfenen treten soll. In dieser Hinsicht weichen 
aber die Gegner, mögen sie auch einig sein in der Mifsbilli- 



40) Ungerechtfertigt ist es freilich mit v. Holtzendorff 253, die 
üntaTiglichkeit des Cberlegungsmerkmales daraus ableiten zu wollen, 
dafs der Gesetzgeber dieses bei keinem andern Delikte zur Abgrenzung 
höherer und geringerer Schuldstufen verwende. Denn nur beim Morde 
hatte der Gesetzgeber mit einer absoluten Strafe zu rechnen, während 
er bei sämtlichen anderen Strafthaten durch hinlänglich weite Straf- 
rahmen auch ohne ausdrückliche Vorschrift eine Berücksichtigung des 
Qualifikationsmomentes der Überlegung erreichen konnte. 

*0 Ebenso z. B. John, Entwurf mit Motiven zu einem St.G.B. für 
den norddeutschen Bund — Berlin 1868 — S. 53; v. Holtzendorff 306; 
Allfeld, Die Entwicklung des Begriffes Mord bis zur Carolina — Er- 
langen 1887 — S. 106. Doch geht v. Holtzendorff wohl zu weit, wenn 
er meint: „Es endigt hier alles in Schlufsfolgerungen, nachdem alles 
mit Vermutungen begonnen hat". 



Digitized by 



Google 



— 26 — 

gung des Gesetzes, oft weit voneinander ab. So will z. B. John 
a. 0. 51 den Affekt als Scheidungsmerkmal verwenden*^). 
Meist wird hingegen das Motiv des Verbrechers der Schuld- 
bemessung zu Grunde gelegt, wobei dann durchgängig zu- 
gleich die absolute Todesstrafe verworfen und ein das ge- 
samte Gebiet der vorsätzlichen Tötung umspannender, mög- 
lichst weit gestreckter Strafrahmen gefordert wird. Schon 
diese letztere Thatsache weist darauf hin, dafs der Gesichts- 
punkt des Motives uns brauchbare, d. h. voneinander scharf 
getrennte und in sich geschlossene, Strafkategorien nicht zu 
gewähren vermag. Und er kann dies um so weniger, als der 
Begriff des Motives die mannigfaltigste Deutung zuläfst*^) und 
daher einer sehr verschiedenartigen, aber gerade darum vei- 
wirrenden Anwendbarkeit fähig ist. Überdies besteht noch 
bitterer Streit bezüglich der weitern grundlegenden Frage, 
von welchem Gesichtspunkt aus die Klassifikation der Motive 
zu erfolgen habe. Soll hier die subjektive Stärke des ver- 
brecherischen Motives (vgl. Mayer 189, Li ep mann**) 121), 
seine sittliche Eigenschaft (so v. Holtzendorff 248), die 
rechtliche Schätzung (Liepmann 123) oder der soziale Wert, 
bezw. Unwert des erstem (vgl. Sichart Z. 19, 397 a. E.) für 
die Schuldbeurteilung entscheidend sein, oder soll für diese 
eine Kombination der eben erwähnten Faktoren entweder mit- 
einander oder ijiit der objektiven Wertung des verbrecheri- 
schen Erfolges (vgl. Mayer 194) oder mit der Art der Aus- 
führung des Deliktes (Garraud*^) in Betracht kommen? 
Alle diese Fragen sind bis jetzt noch ungeklärt. — Und was 
endlich die von verschiedenen Seiten vorgeschlagene Scheidung 
in Augenblicks- und (besserungsfähige, bezw. unverbesserliche) 
Zustandsverbrecher angeht, so vermag sie uns zwar leidlich 



*2) Dagegen mit Recht Bern er 511. 

«) Vgl. V. Liszt Z. 16, 484-488; Mayer (Max Ernst), Die schuld- 
hafte Handlung und ihre Arten, Leipzig 1901, S. 48 ff. 

4*) Einleitung in das Strafrecht, Berlin 1900. 

^^) Vgl. G., Traite theorique et pratique du droit penal fran^ais. — 
2. Aufl. B. 4 (Paris 1900) - S. 509. 
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geschlossene Straf klasseu zu liefern*®) (vgl. v. Liszt Z. 16, 
511 ff., namentlich 514 III 1, Seuffert*^ 382 VI— 384X); im 
übrigen genügt aber wohl — um schon Gesagtes nicht noch 
einmal zu sagen — der Hinweis auf die oben (AY) in anderm 
Zusammenhang vorgebrachten Bedenken. 

Somit kommen wir zu dem Ergebnis, dafs die Gegner 
des Gesetzes uns ein brauchbares Kriterium für eine neue 
Grenzregulirung zwischen den Delikten „Mord** und „Tot- 
schlag" noch nicht gegeben haben; auf der andern Seite aber 
läfst sich zeigen, dafs gemäfs der schon oben aufgestellten 
Behauptung das Überlegungsmerkmal wohl geeignet ist, die 
ihm vom Gesetzgeber zugewiesene Aufgabe zu erfüllen. Denn 
ein Ausführen mit Überlegung*®) und damit die Möglichkeit 
eines Todesurteils ist nur dann gegeben, wenn der Thäter im 
stände war, mit vollem Bedacht den Plan zur Tötung eines 
Menschen zu entwerfen, die Mittel hierfür herbeizuschaffen, 
Zeit, Ort und Gelegenheit zu erwägen, die möglicherweise ein- 
tretenden Hindernisse und ihre Umgehung ins Auge zu 
fassen, wenn er ferner auf Grund und in Gemäfsheit dieses 
Planes sein Vorhaben ausführen konnte. Ein Verbrecher aber, 
der solches vermochte, der planmäfsig das schwerste „Privat- 
verbrechen" ausführte, hat damit ein solches. Mafs von Mifs- 
achtung der Rechtsordnung und von antisozialer Gesinnung 
kundgegeben, dafs der Gesetzgeber gegen ihn, wenn überhaupt 
gegen einen Delinquenten, seine schwerste Strafe festsetzen 
mufs und zwar ohne Rücksicht darauf, ob der Übelthäter ein 
Neuling oder ergraut ist in der Laufbahn des Verbrechers*^). 



*ö) Gerade deshalb wird sie aber von Liepmann 124 und 126, 
sowie Mayer 191 bekämpft. 

*') Mitteilungen der Internationalen kriminalistischen Vereinigung V, 
Berlin 1896. 

♦®) Ein näheres Eingehen auf den sehr umstrittenen Begriff des 
„Ausführens mit Überlegung" würde den Rahmen dieses Aufsatzes über- 
steigen. Doch hoffe ich das hier Versäumte bald an anderer Stelle 
nachholen zu können. 

*®) Vgl. die treffende Bemerkung Seufferts in „Anarchismus und 
Strafrecht" 98: „Dafs andere Motive, sittliche wie rechtliche, als Gegen- 

Katzenstein, Die Todesstrafe. 3 
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Hier irgendwie etwa nach dem Motiv des Thäters Unter- 
scheidungen zu machen, das heifst nichts anderes als das 
Recht deklassieren und es herabsetzen unter das Temperament, 
den Charakter des Verbrechers — und seiner Richter; an 
Stelle fester Gesetzesnormen würde dann die Willkür des Ge- 
fühls treten. — Umgekehrt aber erscheint die Schuld des Tot- 
schlägers in einem spezifisch mildern Lichte, da er seine 
That nicht planmäfsig vollführte. - Der § 211 R.StG.B. dürfte 
somit eine unveränderte Übernahme in ein neues Strafgesetz- 
buch verdienen ^^). 

III. 

Wenn nun auch — wie schon oben dargelegt wurde — 
bis jetzt noch kein genügender Anlafs besteht, um die Todes- 
strafe wiederum auf jegliche vorsätzliche Tötung zu setzen, so 
müfste dennoch gerade bei den gegenwärtigen betrüblichen 
sozialen und politischen Zuständen wenigstens ein Fall des 
Totschlages wiederum für todeswürdig erklärt werden und 
zwar der sogenannte Aszendenten-Totschlag (§ 215 R.St.G.B.). 
Gerade in unserer Zeit, wo frevlerische Bestrebungen das 
älteste und heiligste Band zu lockern, die kindliche Pietät zu 

motive gegen den Thatreiz nicht wirksam wurden, obgleich die Wirk- 
samkeit der Gegenmotive nicht durch die Mächtigkeit des Reizes erheb- 
lich erschwert war, das gerade läfst uns bei der vorsätzlichen [mit 
Überlegung ausgeführten] Tötung die That als eine so schwere, den 
Thäter als eine so gefahrliche Persönlichkeit erscheinen, dafs wir die 
höchste Strafe verhängen." 

^) Nur eins mufs ich den Gegnern des Gesetzes noch zugeben; die 
qualifizierende Kraft der Überlegung ist meines Erachtens nicht so 
stark, um die gewaltige Differenz zwischen den Strafdröhungen des 
§ 211 und der §§ 212/213 zu rechtfertigen (so auch Bittl, Die Delikte 
wider Leib und Leben nach dänischem Recht — 1899 — S. 97). — Dieses 
Mifsverhältnis läfst sich aber nicht durch Beseitigung der notwendigen 
Todesstrafe, sondern nur durch angemessene Heraufsetzung des Straf- 
rahmens für den Totschlag beendigen. — Es ist doch auch ein ent- 
würdigender Zustand, dafs der schwerste Fall des Raubes (§ 251) mit 
einer so viel erheblichem Strafe als die vorsätzliche (wenn auch nicht 
überlegte) Zerstörung eines Menschenlebens bedroht ist! 
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untergraben suchen, müfste der Gesetzgeber durch ein schreck- 
lich ernstes Warnungszeichen jenen Tendenzen entgegentreten 
und die Mifsbilliguug derselben scharf und sinnfällig zum 
Ausdruck bringen. Allerdings haben sich schon gegen 
den Strafrahmen des jetzigen § 215*0 zahlreiche und gewich- 
tige Stimmen erhoben und behauptet, dafs auch beim Aszen- 
denten-Totschlag öfters Fälle einer erheblich geringern Ver- 
schuldung vorkämen *2j. Ich meine jedoch, bei der objektiven 
Schwere dieses Verbrechens müssen schon ganz aufserordent- 
liche und ungewöhnliche Milderungsgründe vorliegen, wenn 
der Thäter auf eine günstigere Beurteilung Anspruch erheben 
will. Der Gesetzgeber aber hat seine Strafdrohungen nur für 
die regelmäfsige Erscheinungsform der zu pönalisierenden 
Delikte zu berechnen; für Ausnahmefälle hingegen gilt die 
treffende Bemerkung der Motive zum preufsischen St.G.B. 
(Berlin 1851) S. 48: 

„Prinzipiell ist die Todesstrafe bei diesem schweren Ver- 
brechen*^) gerechtfertigt; ist ein einzelner Fall durch die be- 
sonderen begleitenden Umstände der milderen Beurteilung 
wert, so mufs dessen Berücksichtigung dem Gnadenwege über- 
lassen werden" *0. 

IV. 

Nunmehr gehe ich auf den § 80 R.St.G.B.s (vgl. oben I 2) 
und damit auf das heikle Thema der Anwendung der Todes- 
strafe auf politische Delikte über. Es ist bekannt, dafs gerade 



*^) Zuchthaus nicht unter 10 Jahren, bezw. lebenslängliches Zucht- 
haus. 

*2) Vgl. John a. 0. 433f.; v. Holtzendorff in seinem Handbuch 
des Strafrechts 3, 443 f.; Hälschner, Deutsches Strafrecht 1147 Note 3; 
Geyer, Grundrifs 2, S. 6 f., u. a. m. 

*•*) Die Stelle handelt gleichfalls vom Aszendenten-Totschlag, der 
nach § 179 des preufsischen St.G.B.s mit dem Tode bedroht war. 

**) Ebenso Beseler in seinem Kommentar über das preufsische 
St.G.B., Leipzig 1851, S. 354; vgl. auch die Motive zum R.St.G.B. zu §210 
des 2. Entwurfs [§ 215 des Gesetze^. 

3* 
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in dieser Verwertung die Kapitalstrafe die heftigsten Angriffe 
erfahren hat"). Vor dem kühl abwägenden Blick des Gesetz- 
gebers dürfte jedoch nach den traurigen Erfahrungen des aus- 
gehenden neunzehnten Jahrhunderts der Fortbestand der 
Todesstrafe auch hier wenigstens insoweit gerechtfertigt sein, 
als die schwersten Angriffe gegen die monarchische Unverletz- 
lichkeit in Frage kommen. Und nur den Vorwurf könnte 
man wider den gegenwärtigen § 80 erheben, dafs er den Kreis 
der „schwersten Angriffe" in viel zu engherziger und prinzip- 
loser Weise einschränkt. So ist zunächst schon die Scheidung 
in Kaiser, eigner Landesherr des Thäters und Landesherr des 
Aufenthaltsstaates mit dem monarchischen Prinzip wenig ver- 
einbar. Der deutsche Gesetzgeber, welcher überall von der 
Heiligkeit der Majestät ausgeht, sollte doch in seinen Vor- 
schriften zum Schutze derselben wenigstens bezüglich der 
deutschen Bundesfürsten keinerlei Unterschied walten lassen. 
— Weiterhin scheint mir die Beschränkung auf den Fürsten- 
mord zu eng zu sein, obgleich ein hochverräterischer Tot- 
schlag wohl nur selten verübt werden wird. Setzt man aber 
einmal sogar auf den Aszendenten-Totschlag die Todesstrafe, 
so müssen die hierzu treibenden Gründe mutatis mutandis 
auch auf den am Landesvater verübten Totschlag Anwendung 
finden. — Ferner dürfte sich eine Ausdehnung der Todesstrafe 
über den Versuch hinaus auf das Stadium des Unternehmens 
empfehlen, zumal gerade die gefährlichsten und verworfensten 
Subjekte ihre hochverräterischen Attentate nicht zu extempo- 
rieren, sondern von langer Hand vorzubereiten pflegen*®). — 
Schliefslich erscheint. auch, namentlich wenn man berücksich- 
tigt, dafs der König ja doch nicht sterben kann, nicht nur 
die leibliche Tötung des jeweiligen Trägers der Krone, son- 



**) Vgl. Wahlberg in Holtzendorffs Handbuch 2, 470; v. Holtzen- 
dorff 81ff.; Berner 199. 

^) Auch der sehr mafsvoll gehaltene Aufsatz Doehns erkennt 
(Z. 20, 60) an, dafe der Gesetzgeber Tor allem danach trachten mufs, 
hochverräterische Machinationen schon im Keime zu ersticken. 
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dern auch das Unternehmen, ihn zur Ausübung seines er- 
habenen Berufes unfähig zu machen, die Gefangennahme und 
die Auslieferung in Feindes Gewalt in gleicher Weise als 
todeswürdige Misse thaten. 

Somit gelange ich in praxi zu dem Vorschlage, den § 80 
überhaupt zu streichen; an seine Stelle und unter Übernahme 
der in ihm angedrohten Strafe hat der jetzige § 81 Ziflf. 1 zu 
treten, welcher demnach lauten würde: 

„Wer es unternimmt, einen Bundesfürsten zu töten, ge- 
fangen zu nehmen, in Feindes Gewalt zu liefern oder zur Re- 
gierung unfähig zu machen, wird wegen Hochverrats mit 
dem Tode bestraft." 

Mit diesem Vorschlage würde nur eine Bestimmung wieder- 
hergestellt, wie sie sich gleichlautend noch im § 78 des zweiten 
Entwurfes zum R.St.G.B. befand, eine Vorschrift, welche be- 
dauerlicherweise auf Drängen des Reichstags von den ver- 
bündeten Regierungen fallen gelassen und durch ein schon 
vom rein dogmatischen, wie auch vom legislativ-technischen 
Standpunkt aus verwerfliches Verlegenheitsprodukt, die un- 
schöne Zwitternorm der §§ 80 und 81 Ziff. 1,- ersetzt wurde ^0- 
— Dafs endlich auch von rein politischen Erwägungen aus 
die hier befürwortete Bestimmung sich nicht als reaktionäre 
Ungeheuerlichkeit darstellt, ergiebt ein Blick auf das Straf- 
recht des freien Englands. Hier wird als Hochverräter mit 
dem Tode bestraft: 

„every one who forms and displays by any overt act 
[Vorbereitungshandlung], or by Publishing any printing or 
writing, an Intention to kill or destroy the Queen [jetzt: the 



s') Hier sei nur erinnert an die Gleichstellung von Versuch und 
Vollendung im § 80, welche sowohl der Grundregel des § 44, wie der 
besondern für den Hochverrat aufgestellten Norm des § 82 widerspricht, 
sowie femer an die Kontroversen über die Möglichkeit eines straffrei 
machenden Rücktritts vom Versuch und die Bemessung der Gehilfen- 
strafe im Falle des § 80 und endlich über dessen Verhältnis zu §§ 83 
und 85. 
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King], or to do bodily härm tending to death or destruction, 
maim or wounding, inprisonment or restraint" ^®). 



Mit dem bisher Ausgefährten wollen wir uns vorläufig 
von den im gegenwärtigen R.St.G.B. mit Strafe bedrohten 
Delikten abwenden und zu einer kurzen Betrachtung des § 5 
Abs. 3 des Sprengstoflfgesetzes (oben I 3) übergehen. Wie be- 
kannt, verdankt unser Gesetz seine Entstehung der unheim- 
lichen Rührigkeit, welche die Propaganda der That im An- 
fange der achtziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts ent- 
faltete. Ebenso bekannt ist aber auch — und ich brauche 
dies wohl kaum durch Zeugnisse aus der durchaus einigen 
Litteratur zu belegen — , dafs jenes Gesetz alle Nachteile einer 
Gelegenheitsarbeit an sich trägt; vor allem vermag es seine 
Zweckbestimmung, eine Schutz wehr gegen das moderne 
Herostratentum zu bieten, wenig oder garnicht zu erfüllen. 
Und doch bedarf es gerade hier einer schneidigen Repression; 
wo es sich um die geschworenen Feinde jeglicher Staats- und 
Rechtsordnung handelt, hat der Staat die heilige Verpflichtung, 
aus seinem Strafenarsenal die schwersten Geschütze auf- 
zufahren. Hierzu reichen aber solche Vorschriften nicht aus, 
die gleich dem unglückseligen § 5 Abs. 3 in ängstlicher Ver- 
klausulierung auf ein konkretes Verbrechen (hier den Fall 
Thomas) und dazu noch unrichtig (Hälschner a. 0. II 633 f.) 
zugeschnitten sind. — Freilich so sehr ich von der Not- 
wendigkeit besonderer Straf bestimmungen gegen den Anarchis- 
mus, sei es in Gestalt einer lex specialis oder eines besonde- 
ren Abschnittes unter den gemeingefährlichen Verbrechen, 
überzeugt bin, so wenig würde eine Erörterung über den In- 
halt der erstereu im aligemeinen wenigstens in den Rahmen 



58) Vgl. Stephen, A Digest of the criminal Law (5. Aufl., London 
1894), artt. 52 und 61 bei Seuffert, Anarchismus und Strafrecht, S. 181 
Note 272 273. 
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dieser Arbeit hineingehören ^^). Nur einen Gedanken möchte 
ich hier noch kurz entwickeln, der — wenn auch un- 
genügend — schon in der hier behandelten Gesetzesstelle ent- 
halten ist. Diese läfst beim Vorliegen der sonstigen Voraus- 
setzungen (oben I 3) die Todesstrafe schon dann eintreten, 
wenn der Thäter den Tod eines Menschen als Erfolg seiner 
Handlung hat voraussehen können. Allerdings ist die Trag- 
weite der letzteren Bedingung sehr umstritten; jedenfalls ge- 
nügt — obwohl auch dies nicht allgemein anerkannt ist — 
zur Anwendung der Todesstrafe Fahrlässigkeit des Thäters 
bezüglich des eingetretenen tötlichen Erfolges (so z. B. Meyer, 
Lehrbuch, 5. Aufl., S. 698); ja man wird nach dem Wortlaut 
des Gesetzes mit v. Liszt 494 Note 2 annehmen müssen, dafs 
unter Umständen die Kapitalstrafe auch dann eintritt, wenn 
nicht einmal eine solche Fahrlässigkeit vorhanden war. Man 
hat in diesem Ergebnis eine Überspannung der Todesstrafe, 
einen bedauernswerten Kückfall in die Erfolgshaftung ge- 
sehen; ich meine jedoch: der Gesetzgeber hat der letztern im 
konkreten Falle mit Recht eine Konzession gemacht, ja er 
hätte meines Erachtens hierbei noch weiter gehen müssen. 
Denn die eminente, in der Gegenwart wohl einzig dastehende 
Gemeingefährlichkeit der Propaganda der That erfordert nach 
dem analogen Beispiel des preufsischen Rechts ®°) zur wirk- 
samen Unterdrückung eine Ausdehnung der Todesstrafe 
wenigstens insoweit, dafs sie überall dort zur Anwendung ge- 
langt, wo durch ein anarchistisches Verbrechen ®0 der Tod 



^•) Ich Terweise hier in erster Linie auf den yon Senffert, 
Anarchismus und Strafrecht, S. 204 ff., ausgearbeiteten Entwurf eines 
Anarchistengesetzes, der freilich an der abolitionistischen Gesinnung 
seines Verfassers krankt. 

««) Vgl. z.B. preufsisches St.G.B. §285 (Brandstiftung mit tötlichem 
Ausgange), entsprechend § 290 (Überschwemmung), § 294 (Gefährdung 
eines Eisenbahntransportes) usw. Diese Beispiele selbst dürften sich 
freilich zur unmittelbaren Nachahmung nicht mehr empfehlen. 

•') D. h. eine solche strafbare Handlung (Verbrechen, Vergehen, 
ev, auch Übertretung), welche begangen ist in der Absicht, durch die- 
selbe die gewaltsame Beseitigung jeglicher staatlichen Ordnung zu be- 
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eines Menschen verursacht ist, einerlei ob der Thäter diesen 
Erfolg vorausgesehen hat, oder ob derselbe nicht einmal voraus- 
sehbar war. 

VI. 

Mit den obigen Darlegungen dürfte de lege ferenda nur 
das minimalste Geltungsgebiet der Todesstrafe umschrieben 
sein ^2); allerdings greifen schon die bisherigen Vorschläge 
verschiedentlich über das bisherige Bereich der Kapitalstrafe 
hinaus, und ich weii's wohl, dafs ein solches Ergebnis mannig- 
fachem Widerspruch begegnen wird. In der gegenwärtigen 
Zeit jedoch, wo allgemein eine unverkennbare Tendenz zur 
stärkern Anspannung der staatlichen Strafgewalt besteht (vgl. 
auch oben A IX), dürfte jenes Resultat unvermeidlich sein. — 
Gegenüber etwaigen Bedenken gelten die prachtvollen Worte 
Boehlaus (Archiv 5, 501): 

„Fiat justitia, pereat mundus! Wo aus der strikten Durch- 
führung des Rechts Härten hervorgehen, da soll das Recht 
gleichwohl Recht bleiben: die Gnade tritt hier versöhnend ein. 
Dafs es ein Majestätsrecht dieser Art giebt, und dafs ein 
solches desto notwendiger ist, je besser die Kriminaljustiz ge- 
handhabt wird; das scheinen jene „Billigen" ganz zu vergessen 
oder nicht wissen zu wollen. Auch ein Zeichen der Zeit!" 



wirken oder zu befördern oder schliefslich zur Bewirkung, bezw. Be- 
förderung dieser gewaltsamen Beseitigung anzureizen (ähnlich Se uff er t 
a. 0. 184 f.). 

^2) Ob sich eine weitere Ausdehnung etwa auf den bei Unter- 
nehmung einer strafbaren Handlung verübten Totschlag empfiehlt (so 
noch §209 des 2. Entwurfes zum R.St.G.B.; jetzt nach §214 Zuchthaus 
von 10 Jahren bis auf Lebenszeit), will ich hier dahingestellt sein lassen. 
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